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Vollendung der die Ersatzpflicht begründenden Hand­
lung ein (§ 475 Ziff. 2). Es wäre m. E. zu prüfen, ob diese 
Regel generell auf Ersatzansprüche bei Gesundheits­
schädigungen und bei Tod auszudehnen ist, auch wenn 
diese Ansprüche auf Vertragsverletzung beruhen.

Die Rückgabe unberechtigt erlangter Leistungen
Die Einordnung der Bestimmungen über die Rück­
gabe unberechtigt erlangter Leistungen und die Abgabe 
gefundener Gegenstände ist für die Anlage des Ent­
wurfs charakteristisch. Ausschlaggebend war nicht die 
strukturelle Verwandtschaft der betreffenden Rechts­
verhältnisse als gesetzliche Schuldverhältnisse, sondern 
vielmehr die ihnen zugrunde liegende inhaltliche Ge­
meinsamkeit: Alle diese Vorschriften dienen dem 
Schutz vor Schadenszufügung, der Wiederherstellung 
des von der Rechtsordnung geschützten Zustandes und 
dem den sozialistischen Moralprinzipien gemäßen Zu­
sammenwirken zur Vermeidung von Schäden und Ver­
letzung rechtlich geschützter Interessen.
Die Normen über die Pflicht zur Rückgabe unberechtigt 
erlangter Leistungen (§§ 356, 357) begründen Heraus­
gabeansprüche außerhalb bestehender Verträge; sie 
sind auch anwendbar bei bestehenden Verträgen, soweit 
Leistungen ohne vertragliche Ansprüche erlangt wur­
den. Erstattungspflichtig ist jeder, der zum Nachteil 
eines anderen ohne bestehenden Anspruch einen mate­
riellen Vorteil erlangt./23/ Dieser Grundsatz ist analog 
auf gleichartige Sachverhalte anzuwenden, z. B. auf den 
späteren, aber rückwirkenden Wegfall eines ursprüng­
lichen Anspruchs. Die Erstattungspflicht beschränkt 
sich auf den noch vorhandenen Vorteil, soweit der 
Empfänger seine mangelnde Berechtigung weder kannte 
noch kennen mußte (§ 357).
In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuwedsen, daß

123/ Die Rückforderung einer Leistung nach Eintritt der Ver­
jährung — auch in Unkenntnis dieses Umstandes — bleibt wei­
terhin gemäß § 473 ausgeschlossen.

sich aus der Verjährungsregelung unterschiedliche Ver­
jährungsfristen ergeben: Sind Sachen herauszugeben, 
beträgt die Frist zehn Jahre (§ 474 Abs. 1 Ziff. 4), bei 
Ansprüchen auf Werterstattung, auf Abtretung von 
Forderungen oder auf Rückübertragung sonstiger 
Rechte dagegen vier Jahre (§474 Abs. 1 Ziff. 3).

Fund und Schatzfund
Die Neuregelung des Fundrechts (§§ 358 ff.) bringt we­
sentliche Änderungen gegenüber dem bisherigen Rechts­
zustand. Sie sieht — in Übereinstimmung mit den so­
zialistischen Moralgrundsätzen und Verhaltensweisen 
der gegenseitigen Hilfe — nicht mehr den bedingt mög­
lichen Eigentumserwerb als das dominierende Ver­
haltensmotiv für den Finder an, sondern dessen recht­
liche und moralische Pflicht, zunächst die Interessen des 
Verlierers oder des sonstigen Empfangsberechtigten 
wahrzunehmen.
Hervorzuheben ist, daß eine Sonderregelung für den 
sog. Verkehrsfund entfällt; damit besteht übrigens auch 
generell Anspruch auf Finderlohn, wenn der Finder 
seine Pflicht erfüllt und der Empfangsberechtigte die 
Sache wieder erlangt hat./24/ Die Kleinfundgrenze ist 
auf 5 Mark, der Finderlohn auf 10 Prozent erhöht, je­
doch auf 300 M begrenzt worden.
Für den Schatzfund wird in § 361 generell vorgesehen, 
daß — was vornehmlich für Ausschachtungsarbeiten Be­
deutung hat — entdeckte Münzen, kulturhistorisch be­
deutsame und andere wertvolle Gegenstände sofort in 
Volkseigentum übergehen, wenn sie solange verborgen 
waren, daß ein Eigentümer nicht mehr zu ermitteln 
ist. Eine angemessene Belohnung kann nur beansprucht 
werden, wenn der Fund nicht in Ausführung „eines 
hierauf gerichteten“ Auftrags erfolgte und der Finder 
seine Anzeigepflicht ordnungsgemäß erfüllt hat.

/24V Soweit die Ablieferung der Fundsache zu den charakte­
ristischen Pflichten eines Arbeitsverhältnisses gehört, kann 
sich daraus ein Ausschluß des Anspruchs auf Finderlohn 
ergeben.
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Das Erbrecht

Allgemeine Prinzipien
Die erbrechtlichen Bestimmungen des ZGB-Entwurfs 
(§§ 362 bis 427) dienen der Gewährleistung des per­
sönlichen Eigentums und des Erbrechts (Art. 11 der Ver­
fassung). Sie unterscheiden sich als sozialistisches 
Recht, das die Macht und die Anschauungen der Arbei­
terklasse zum Ausdruck bringt, prinzipiell in Zielstel­
lung und Funktion nicht nur vom bürgerlichen Recht, 
sondern vom Erbrecht aller auf dem Privateigentum an 
den Produktionsmitteln beruhenden Gesellschaftsord­
nungen.
In der DDR ist die Ausbeutung des Menschen durch 
den Menschen für immer beseitigt (Art. 2 Abs. 3 der 
Verfassung). Alle entscheidenden Produktionsmittel 
sind sozialistisches Eigentum (Art. 12 der Verfassung). 
Gegenstand des Erbrechts ist deshalb grundsätzlich 
das persönliche Eigentum der Bürger. Dieses Eigentum 
ist hauptsächlich durch persönliche Arbeitsleistungen 
der Bürger für die Gesellschaft erworben; als wichtige 
materielle Basis für die Gestaltung ihres Lebens und 
das 'ihrer Familie dient es der Befriedigung ihrer mate­
riellen und kulturellen Bedürfnisse.
Aufgabe der Familie, die unter dem Schutz des Staates 
steht (Art. 38 Abs. 1 der Verfassung), ist es, die Ent­
wicklung aller Familienmitglieder zu sozialistischen

Persönlichkeiten zu fördern, durch eine bewußte 
Elternschaft die sozialistische Erziehung der Kinder zu 
gewährleisten und die materielle Basis für diese Auf­
gaben zu sichern.
Die erbrechtldchen Bestimmungen des Entwurfs dienen 
der Gewährleistung des Eigentums der Bürger, der ge­
sellschaftlichen Anerkennung ihrer Persönlichkeit und 
den Interessen ihrer Familien. Sie stimmen mit den 
Regelungen des Familiengesetzbuchs überein und be­
rücksichtigen die praktischen Erfahrungen, die mit den 
§§ 9, 10 des Einführungsgesetzes zum FGB (EGFGB) ge­
sammelt wurden.
Die erbrechtlichen Bestimmungen knüpfen insbeson­
dere an die Vorschriften über die Eigentumsverhält­
nisse der Ehegatten, den Familienaufwand und den 
Unterhalt an. Davon ausgehend sind folgende Grund­
züge für die Regelung bestimmend: Das Erbrecht
— enthält eine einfache und überschaubare Regelung 

der Rechtsfragen, die sich durch den Übergang des 
Eigentums eines verstorbenen Bürgers ergeben;

— gewährleistet jedem Bürger das Recht, über sein 
Eigentum entsprechend der gesetzlichen Erbfolge 
oder durch Testament zu bestimmen;

— sichert eine mit dem Willen des Erblassers, seinen 
familiären Beziehungen und den gesellschaftlichen
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